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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN
UNION

KOMMISSION

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.4868 — Avnet/Magirus EID)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 272/01)

Am 5. Oktober 2007 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemel-
deten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklä-
ren. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach Heraus-
nahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor;

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32007M4868.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.4903 — Hochtief/Vinci/JV)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 272/02)

Am 3. Oktober 2007 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemel-
deten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklä-
ren. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Deutsch erhältlich und wird nach Heraus-
nahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor;

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32007M4903.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.4564 — Bridgestone/Bandag)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 272/03)

Am 29. Mai 2007 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemelde-
ten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären.
Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG) Nr. 139/2004.
Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach Herausnahme eventuell
darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor;

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32007M4564.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).
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KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

14. November 2007

(2007/C 272/04)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,4700

JPY Japanischer Yen 163,26

DKK Dänische Krone 7,4517

GBP Pfund Sterling 0,71040

SEK Schwedische Krone 9,2470

CHF Schweizer Franken 1,6450

ISK Isländische Krone 87,85

NOK Norwegische Krone 7,9275

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CYP Zypern-Pfund 0,5842

CZK Tschechische Krone 26,695

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 253,82

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,7016

MTL Maltesische Lira 0,4293

PLN Polnischer Zloty 3,6435

Währung Kurs

RON Rumänischer Leu 3,4571

SKK Slowakische Krone 32,927

TRY Türkische Lira 1,7375

AUD Australischer Dollar 1,6308

CAD Kanadischer Dollar 1,4041

HKD Hongkong-Dollar 11,4501

NZD Neuseeländischer Dollar 1,9227

SGD Singapur-Dollar 2,1254

KRW Südkoreanischer Won 1 342,55

ZAR Südafrikanischer Rand 9,8372

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 10,9152

HRK Kroatische Kuna 7,3490

IDR Indonesische Rupiah 13 553,40

MYR Malaysischer Ringgit 4,9172

PHP Philippinischer Peso 62,887

RUB Russischer Rubel 35,9340

THB Thailändischer Baht 46,268
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BEKANNTMACHUNG DER KOMMISSION

Rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewährleistung
der Umsetzung von Rückforderungsentscheidungen der Kommission in den Mitgliedstaaten

(2007/C 272/05)

1. EINLEITUNG

1. 2005 legte die Kommission mit dem Aktionsplan Staatliche Beihilfen (1) ihre Roadmap zur Reform des
EU-Beihilfenrechts vor, das wirksamer, transparenter und glaubwürdiger werden soll. Unter dem Leitmo-
tiv „Weniger und besser ausgerichtete staatliche Beihilfen“ soll durch den Aktionsplan vor allem darauf
hingewirkt werden, dass die Mitgliedstaaten den Gesamtumfang ihrer Beihilfen senken und zugleich die
verbleibenden Beihilfen auf Ziele ausrichten, die eindeutig im Interesse der Gemeinschaft liegen. In die-
sem Rahmen ist die Kommission bestrebt, weiterhin konsequent gegen Beihilfen mit besonders wettbe-
werbsschädlichen Auswirkungen vorzugehen. Dazu zählen insbesondere rechtswidrige und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfen.

2. In den vergangenen Jahren hat die Kommission gezeigt, dass sie entschlossen ist, rechtswidrige Beihilfen
nicht zu tolerieren. Seit dem Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates (2) (im Folgen-
den „Verfahrensverordnung“ genannt) verpflichtet sie die Mitgliedstaaten systematisch, rechtswidrige und
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfen zurückzufordern, sofern dies nicht gegen einen all-
gemeinen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts verstößt. Seit dem Jahr 2000 hat sie zu diesem Zweck
110 Entscheidungen erlassen.

3. Im Interesse der Integrität des Beihilfenrechts muss die tatsächliche und sofortige Durchsetzung von
Kommissionsentscheidungen, mit denen die Mitgliedstaaten zur Rückforderung rechtswidriger staatlicher
Beihilfen verpflichtet werden (im Folgenden „Rückforderungsentscheidungen“ genannt), gewährleistet
sein. Den Informationen, die die Kommission diesbezüglich im Verlauf der letzten Jahren eingeholt hat,
ist jedoch zu entnehmen, dass die Lage in Wirklichkeit keineswegs zufriedenstellend ist. Die Erfahrung
zeigt, dass Rückforderungen fast nie innerhalb der in den Rückforderungsentscheidungen gesetzten Frist
abgeschlossen wurden. Auch den jüngsten Ausgaben des Anzeigers für staatliche Beihilfen ist zu entneh-
men, dass 45 % aller Rückforderungsentscheidungen aus den Jahren 2000 und 2001 bis Juni 2006
noch nicht umgesetzt worden waren.

4. 2004 gab die Kommission eine vergleichende Studie über die Durchsetzung der EU-Beihilfenpolitik in
mehreren Mitgliedstaaten in Auftrag (3) (im Folgenden „Studie“ genannt). Im Rahmen der Studie sollte
unter anderem untersucht werden, wie wirksam die Rückforderungsverfahren und -praxis in diesen Mit-
gliedstaaten sind. Die Autoren der Studie stellen fest, dass in allen Länderberichten wiederholt auf die
übermäßig langen Rückforderungsverfahren hingewiesen wird. Sie räumen ein, dass sich die Durchfüh-
rung der Rückforderungsentscheidungen in den letzten Jahren in begrenztem Maße verbessert hat, kom-
men jedoch zu dem Schluss, dass in den meisten untersuchten Mitgliedstaaten weiter eine Reihe von
Faktoren die Rückforderung rechtswidriger und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbarer Beihilfen
behindert.

5. Die Kommission unterstreicht in ihrem Aktionsplan Staatliche Beihilfen, wie wichtig die wirksame
Durchsetzung von Rückforderungsentscheidungen ist. Bei der Umsetzung solcher Entscheidungen sind
die Kommission und die Mitgliedstaaten gemeinsam gefordert, und beide Seiten müssen erhebliche
Anstrengungen unternehmen, um letztlich den gewünschten Erfolg zu gewährleisten.

6. In dieser Bekanntmachung will die Kommission erläutern, welchen Ansatz sie verfolgt, um die Durch-
führung von Rückforderungsentscheidungen sicherzustellen. Dabei geht sie nicht auf die Schlussfolge-
rungen ein, die einzelstaatliche Gerichte aus der Missachtung der Anmeldepflicht und des Durchfüh-
rungsverbots gemäß Artikel 88 Absatz 3 des EG-Vertrags ziehen könnten. Die Kommission hält es für
notwendig darzulegen, auf welche Weise sie die Umsetzung von Rückforderungsentscheidungen erleich-
tern will und welche Maßnahmen die Mitgliedstaaten ergreifen könnten, um die uneingeschränkte Ein-
haltung der Regeln und Grundsätze des europäischen Rechts und insbesondere der Rechtsprechung der
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(1) Aktionsplan Staatliche Beihilfen: Weniger und besser ausgerichtete staatliche Beihilfen— Roadmap zur Reform des Beihil-
ferechts 2005-2009.

(2) Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften für die Anwendung von Arti-
kel 93 des EG-Vertrags (ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1).

(3) Study on the enforcement of state aid law at national level; Competition studies 6, Luxemburg, Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der Europäischen Gemeinschaften:
http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/overview/studies.html



Gemeinschaftsgerichte zu gewährleisten. Dazu werden in dieser Bekanntmachung zunächst Sinn und
Zweck von Rückforderungsentscheidungen erläutert und die Grundsätze für ihre Umsetzung zusam-
mengefasst. Danach wird dargelegt, welche praktischen Auswirkungen diese Grundsätze für jede an der
Rückforderung beteiligte Partei haben.

2. GRUNDSÄTZE DER RÜCKFORDERUNGSPOLITIK

2.1. Kurzüberblick über die bisherige Rückforderungspolitik

7. Artikel 88 Absatz 3 des EG-Vertrags bestimmt: „Die Kommission wird von jeder beabsichtigten Einfüh-
rung oder Umgestaltung von Beihilfen so rechtzeitig unterrichtet, dass sie sich dazu äußern kann. […]
Der betreffende Mitgliedstaat darf die beabsichtigte Maßnahme nicht durchführen, bevor die Kommis-
sion eine abschließende Entscheidung erlassen hat.“

8. Unterlässt es ein Mitgliedstaat, die Kommission von der beabsichtigten Einführung oder Umgestaltung
einer Beihilfe vor deren Wirksamwerden zu unterrichten, so ist die Beihilfe vom Zeitpunkt ihrer Bewilli-
gung an mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar.

9. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) bestätigte erstmals in seinem „Kohlegesetz-Urteil“ (4) aus dem Jahr
1973, dass die Kommission das Recht hat, rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unverein-
bare staatliche Beihilfen zurückzufordern. Nach den Feststellungen des Gerichtshofes ist die Kommission
befugt zu entscheiden, dass ein Mitgliedstaat eine mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche
Beihilfe aufzuheben oder umzugestalten hat. Sie sollte daher auch befugt sein, die Rückforderung dieser
Beihilfe anzuordnen. Auf der Grundlage dieses Urteils und der späteren Rechtsprechung (5) setzte die
Kommission die Mitgliedstaaten 1983 in einer Mitteilung von ihrem Beschluss in Kenntnis, mit allen ihr
zur Verfügung stehenden Maßnahmen sicherzustellen, dass die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten nach
Artikel 88 Absatz 3 des EG-Vertrags erfüllt werden. Dazu gehört auch die Verpflichtung der Mitglied-
staaten, eine rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe vom Empfänger
zurückzufordern (6).

10. In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre und in den 1990er Jahren ging die Kommission dazu über, die
Rückforderung rechtswidriger und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbarer Beihilfen in systemati-
scherer Form anzuordnen. 1999 wurden grundlegende Rückforderungsregeln in die Verfahrensverord-
nung aufgenommen. Ergänzende Durchführungsbestimmungen zur Rückforderung wurden in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission (7) (im Folgenden „Durchführungsverordnung“ genannt)
festgelegt.

11. Artikel 14 Absatz 1 der Verfahrensverordnung bestätigt die ständige Rechtsprechung der Gemein-
schaftsgerichte (8) und verpflichtet die Kommission, die Rückforderung rechtswidriger und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbarer Beihilfen anzuordnen, sofern dies nicht gegen einen allgemeinen
Rechtsgrundsatz der Gemeinschaft verstößt. Er sieht auch vor, dass der betreffende Mitgliedstaat alle not-
wendigen Maßnahmen ergreift, um solche Beihilfen zurückzufordern. Gemäß Artikel 14 Absatz 2 der
Verfahrensverordnung umfasst die zurückzufordernde Beihilfe Zinsen, die von dem Zeitpunkt, ab dem
die rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger zur Verfügung stand, bis zur ihrer tatsächlichen Rückzahlung
zahlbar sind. In der Durchführungsverordnung sind die Methoden für die Berechnung dieser Zinsen fest-
gelegt. Schließlich bestimmt Artikel 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung, dass „die Rückforderung
unverzüglich und nach den Verfahren des betreffenden Mitgliedstaats [erfolgt], sofern hierdurch die
sofortige und tatsächliche Vollstreckung der Kommissionsentscheidung ermöglicht wird“.

12. In jüngerer Zeit hat der EuGH in mehreren Urteilen den Anwendungsbereich und die Auslegung von
Artikel 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung weiter konkretisiert und dabei hervorgehoben, dass ein
sofortiger und tatsächlicher Vollzug von Rückforderungsentscheidungen gewährleistet sein muss (9). Fer-
ner ist die Kommission auch dazu übergegangen, die Deggendorf-Rechtsprechung (10) systematischer
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anzuwenden. Gemäß dieser Rechtsprechung kann die Kommission unter bestimmten Voraussetzungen
einen Mitgliedstaat dazu verpflichten, die Auszahlung einer neuen, mit dem Gemeinsamen Markt verein-
baren Beihilfe an ein Unternehmen so lange auszusetzen, bis dieses Unternehmen eine frühere rechts-
widrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe, die Gegenstand einer nicht befolgten
Rückforderungsentscheidung ist, zurückgezahlt hat.

2.2. Zweck und Grundsätze der Rückforderungspolitik

2.2.1. Zweck der Rückforderung

13. Der EuGH hat wiederholt festgestellt, dass die Rückforderung darauf abzielt, die Marktsituation vor
Gewährung der Beihilfe wiederherzustellen. Letzteres ist erforderlich, um gemäß Artikel 3 Buchstabe g
des EG-Vertrags die Aufrechterhaltung gleicher Rahmenbedingungen im Binnenmarkt zu gewährleisten.
In diesem Zusammenhang unterstrich der EuGH, dass die Rückforderung einer rechtswidrigen und mit
dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe keine Sanktion darstellt (11), sondern die logische Folge
der Feststellung ihrer Rechtswidrigkeit ist (12). Sie kann daher nicht als Maßnahme betrachtet werden,
die gemessen an den Zielen der Bestimmungen des EG-Vertrags über staatliche Beihilfen unverhältnismä-
ßig wäre (13).

14. Nach Auffassung des EuGH ist die Lage vor der Zahlung der Beihilfe wiederhergestellt, wenn die rechts-
widrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe vom Empfänger zurückgezahlt wird,
denn „durch diese Rückzahlung verliert […] der Empfänger den Vorteil, den er auf dem Markt gegen-
über seinen Mitbewerbern besaß“ (14). Damit die mit der rechtswidrigen Beihilfe verbundenen finanziel-
len Vorteile beseitigt werden, sind auf die rechtswidrig gewährten Beträge Zinsen zu erheben. Diese Zin-
sen müssen dem finanziellen Vorteil entsprechen, der daraus erwächst, dass die betreffenden Beträge
während eines bestimmten Zeitraums zinslos zur Verfügung standen (15).

15. Ferner betonte der EuGH, dass eine vollständige Durchführung der Rückforderungsentscheidung der
Kommission erfordert, dass die Maßnahmen des Mitgliedstaats eine konkrete Wirkung in Bezug auf die
Rückforderung haben (16) und dass die Rückforderung sofort erfolgt (17). Damit das mit der Rückforde-
rung verfolgte Ziel erreicht wird, muss die Beihilfe unverzüglich zurückgezahlt werden.

2.2.2. Verpflichtung zur Rückforderung rechtswidriger und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbarer Beihilfen
sowie Ausnahmen

16. Artikel 14 Absatz 1 der Verfahrensverordnung bestimmt: „In Negativentscheidungen hinsichtlich rechts-
widriger Beihilfen entscheidet die Kommission, dass der betreffende Mitgliedstaat alle notwendigen Maß-
nahmen ergreift, um die Beihilfe vom Empfänger zurückzufordern“.

17. Die Befugnis der Kommission, die Rückforderung rechtswidriger und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbarer Beihilfen anzuordnen, wird von der Verfahrensverordnung in zweierlei Hinsicht
beschränkt. Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verfahrensverordnung darf die Kommission die Rückforde-
rung einer Beihilfe nicht anordnen, wenn dies gegen einen allgemeinen Rechtsgrundsatz verstoßen
würde. In diesem Zusammenhang werden am häufigsten der Grundsatz des Vertrauensschutzes (18) und
der Grundsatz der Rechtssicherheit (19) angeführt. Hier ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass der EuGH
diese Grundsätze im Hinblick auf die Rückforderung sehr restriktiv ausgelegt hat. Gemäß Artikel 15 der
Verfahrensverordnung gelten die Befugnisse der Kommission zur Rückforderung von Beihilfen nur für
eine Frist von zehn Jahren (so genannte „Verjährungsfrist“). Diese Frist beginnt mit dem Tag, an dem
die rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger entweder als Einzelbeihilfe oder im Rahmen einer Beihilferege-
lung gewährt wird. Jede Maßnahme, die die Kommission (20) oder ein Mitgliedstaat auf Antrag der Kom-
mission bezüglich der rechtswidrigen Beihilfe ergreift, bewirkt eine Unterbrechung der Verjährungsfrist.
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(11) Rechtssache C-75/97, Belgien/Kommission, Slg. 1999, I-3671, Randnr. 65.
(12) Rechtssache C-183/91, Kommission/Griechenland, Slg. 1993, I-3131, Randnr. 16.
(13) Verbundene Rechtssachen C-278/92, C-279/92 und C-280/92, Spanien/Kommission, Slg. 1994, I-4103, Randnr. 75.
(14) Rechtssache C-348/93, Kommission/Italien, Slg. 1995, I-673, Randnr. 27.
(15) Rechtssache T-459/93, Siemens/Kommission, Slg. 1995, II-1675, Randnrn. 97-101.
(16) Rechtssache C-415/03, Kommission/Griechenland, siehe Fußnote 9.
(17) Rechtssache C-232/05, Kommission/ Frankreich, siehe Fußnote 9.
(18) Zum Grundsatz des Vertrauensschutzes siehe Rechtssache C-24/95, Alcan, Slg. 1997, I-1591, Randnr. 25, Rechtssache

C-5/89, BUG-Alutechnik, Slg. 1990, I-3437, Randnrn. 13 und 14. Dass beim Beihilfeempfänger ein berechtigtes Ver-
trauen begründet worden war, erkannte der EuGH beispielsweise in der Rechtssache C-223/85, RSV, Slg. 1987, 4617, an.

(19) Zum Grundsatz der Rechtssicherheit siehe Rechtssache T-115/94, Opel Austria GmbH/Rat, Slg. 1997, II-39, und Rechts-
sache C-372/97, Italien/Kommission, Slg. 2004, I-3679, Randnrn. 116-118, verbundene Rechtssachen C-74/00 P und
C-75/00, P Falck und Acciaierie di Bolzano/Kommission, Slg. 2002, I-7869, Randnr. 140. Siehe auch Rechtssache
T-308/00, Saltzgitter/Kommission, Slg. 2004, II-1933, Randnr. 166.

(20) Zur Interpretation der Formulierung „jede Maßnahme, die die Kommission […] ergreift“ siehe Rechtssache T-369/00,
Département du Loiret/Kommission, Slg. 2003, II-1789.



18. Gemäß Artikel 249 des EG-Vertrags sind Entscheidungen in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich,
die sie bezeichnen. Somit ist der Mitgliedstaat, an den eine Rückforderungsentscheidung gerichtet ist,
verpflichtet, diese Entscheidung umzusetzen (21). Der EuGH hat nur einen Fall anerkannt, in dem der
Mitgliedstaat von der Verpflichtung befreit werden darf, eine an ihn gerichtete Rückforderungsentschei-
dung umzusetzen: Es müssen außergewöhnliche Umstände vorliegen, die es einem Mitgliedstaat absolut
unmöglich machen, die Entscheidung ordnungsgemäß durchzuführen (22).

19. Nach Auffassung der Gemeinschaftsgerichte reicht es jedoch nicht aus, lediglich zu vermuten, dass eine
Rückforderung absolut unmöglich ist. Der Mitgliedstaat muss vielmehr nachweisen, dass er sich ernst-
haft um die Rückforderung der rechtswidrigen Beihilfe bemüht hat, und muss im Einklang mit Arti-
kel 10 des EG-Vertrags mit der Kommission zusammenarbeiten, damit die Schwierigkeiten überwunden
werden können (23).

20. Eine Analyse der Rechtsprechung zeigt, dass die Gemeinschaftsgerichte den Begriff der „absoluten
Unmöglichkeit“ sehr restriktiv ausgelegt haben. Die Gerichte haben mehrmals bestätigt, dass sich ein
Mitgliedstaat nicht auf Bestimmungen seines eigenen Rechts wie Verjährungsregeln (24) oder das Fehlen
eines Vollstreckungstitels nach nationalem Recht (25) berufen kann, um zu rechtfertigen, warum er einer
Rückforderungsentscheidung nicht nachgekommen ist (26). Ferner entschied der EuGH, dass die Rückfor-
derungsverpflichtung nicht von Umständen berührt wird, die mit der wirtschaftlichen Lage des Empfän-
gers zusammenhängen. Er stellte klar, dass die finanziellen Schwierigkeiten eines Unternehmens nicht
beweisen, dass die Rückforderung unmöglich war (27). Diesbezüglich führte der Gerichtshof aus, dass
sich ein Mitgliedstaat nur dann auf die völlige Unmöglichkeit der Rückforderung der Beihilfen berufen
kann, wenn keine Aktiva vorhanden sind (28). Mitgliedstaaten haben in mehreren Fällen geltend gemacht,
sie hätten die Rückforderungsentscheidung aufgrund administrativer oder technischer Schwierigkeiten
(z.B. aufgrund der Vielzahl der betroffenen Empfänger) nicht durchführen können. Der Gerichtshof hat
jedoch stets abgelehnt anzuerkennen, dass solche Schwierigkeiten zur Folge haben, dass eine Rückforde-
rung absolut unmöglich ist (29). Schließlich reicht auch die Befürchtung unüberwindbarer interner
Schwierigkeiten nicht als Rechtfertigung dafür aus, dass ein Mitgliedstaat seinen Verpflichtungen aus
dem Gemeinschaftsrecht nicht nachgekommen ist (30).

2.2.3. Anwendung einzelstaatlicher Verfahren und Notwendigkeit einer sofortigen und tatsächlichen
Durchführung

21. In Artikel 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung ist ausdrücklich festgelegt, dass „die Rückforderung
unverzüglich und nach den Verfahren des betreffenden Mitgliedstaats [erfolgt], sofern hierdurch die
sofortige und tatsächliche Vollstreckung der Kommissionsentscheidung ermöglicht wird“.

22. Somit können die Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihres Rechts frei entscheiden, mit welchen Mitteln sie
Rückforderungsentscheidungen nachkommen wollen, solange die vollständige Umsetzung der Rückfor-
derungsentscheidungen gewährleistet ist. Somit müssen die Maßnahmen der Mitgliedstaaten die tatsäch-
liche und sofortige Durchführung der Kommissionsentscheidung ermöglichen.

23. Der EuGH betonte in seinem Urteil betreffend Olympic Airways (31), dass die Maßnahmen des Mitglied-
staates eine tatsächliche Umsetzung gewährleisten und eine konkrete Wirkung im Hinblick auf die
Rückforderung haben müssen. Die Maßnahmen der Mitgliedstaaten müssen zur tatsächlichen Rückfor-
derung der vom Empfänger geschuldeten Beträge führen. Vor kurzem bestätigte der EuGH diesen Ansatz
in seinem Urteil in der Rechtssache Scott (32) und hob hervor, dass einzelstaatliche Verfahren, die die
Voraussetzungen des Artikels 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung nicht erfüllen, nicht anzuwenden
sind. Insbesondere wies er das Vorbringen der Behörden des Mitgliedstaats zurück, sie hätten alle im
Rahmen ihres nationalen Systems möglichen Schritte unternommen, und bekräftigte, dass solche
Schritte auch innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist ein konkrete Wirkung im Hinblick auf
die Rückforderung haben müssen.
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(21) Rechtssache 94/87, Kommission/Deutschland, Slg. 1989, 175.
(22) Rechtssache C-404/00, Kommission/Spanien, Slg. 2003, I-6695.
(23) Rechtssache C-280/95, Kommission/Italien, Slg. 1998, I-259.
(24) Rechtssache C-24/95, Alcan, Slg. 1997, 1591, Randnrn. 34-37.
(25) Rechtssache C-303/88, Italien/Kommission, Slg. 1991, I-1433.
(26) Rechtssache C-52/84, Kommission/Belgien, Slg. 1986, 89, Randnr. 89.
(27) Rechtssache C-52/84, Kommission/Belgien, siehe Fußnote 26, Randnr.14.
(28) Rechtssache C-499/99, Kommission/Spanien, Slg. 2002, I-6301.
(29) Rechtssache C-280/95, Kommission/Italien, siehe in Fußnote 23.
(30) Rechtssache C-6/97, Italien/Kommission, Slg. 1999, I-2981, Randnr. 34.
(31) Rechtssache C-415/03, Kommission/Griechenland, siehe Fußnote 9.
(32) Rechtssache C-232/05, Kommission/Frankreich, siehe Fußnote 9.



24. Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung ist eine tatsächliche und zugleich sofortige
Durchführung von Rückforderungsentscheidungen notwendig. In der Rechtssache Scott hob der EuGH
hervor, wie wichtig die zeitliche Dimension bei der Rückforderung ist. Der Gerichtshof stellte klar, dass
die Anwendung der nationalen Verfahren die Wiederherstellung eines wirksamen Wettbewerbs nicht
erschweren darf, indem sie die sofortige und tatsächliche Durchführung der Kommissionsentscheidung
verhindert. Nationale Verfahren, die die sofortige Wiederherstellung der früheren Lage verhindern und
dazu führen, dass ein unlauterer Wettbewerbsvorteil aufgrund einer rechtswidrigen und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe länger besteht, erfüllen nicht die Voraussetzungen des Arti-
kels 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung.

25. In diesem Zusammenhang ist es wichtig daran zu erinnern, dass eine gemäß Artikel 230 des EG-Ver-
trags erhobene Klage zur Nichtigerklärung einer Rückforderungsentscheidung keine aufschiebende Wir-
kung hat. Im Zusammenhang mit einer solchen Klage kann der Beihilfeempfänger jedoch gemäß Arti-
kel 242 des EG-Vertrags die Aussetzung der Durchführung der Rückforderungsentscheidung beantragen.
In dem Antrag sind die Umstände anzuführen, aus denen sich die Dringlichkeit ergibt; ferner ist die
Notwendigkeit der beantragten Anordnung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht glaubhaft zu
machen. Sodann kann der EuGH oder das Gericht erster Instanz gegebenenfalls die Aussetzung der
Durchführung der angefochtenen Kommissionsentscheidung anordnen.

2.2.4. Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit

26. Gemäß Artikel 10 des EG-Vertrags sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Erfüllung der Aufgaben der
Gemeinschaft zu erleichtern. Zugleich müssen die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten gemäß die-
sem Artikel zur Erreichung der Ziele des EG-Vertrags zusammenarbeiten.

27. Im Rahmen der Durchführung von Rückforderungsentscheidungen müssen die Kommission und die
Behörden der Mitgliedstaaten somit zusammenwirken, damit das Ziel der Wiederherstellung des Wettbe-
werbs im Binnenmarkt erreicht wird.

28. Trifft ein Mitgliedstaat bei Durchführung der Rückforderungsentscheidung innerhalb der gesetzten Frist
auf unvorhergesehene und unvorhersehbare Schwierigkeiten oder bemerkt er Folgen, die von der Kom-
mission nicht beabsichtigt sind, so sollte er diese Probleme der Kommission zur Beurteilung vorlegen
und geeignete Änderungen der fraglichen Entscheidung vorschlagen (33). In einem solchen Fall müssen
die Kommission und der Mitgliedstaat redlich zusammenwirken, um diese Schwierigkeiten unter Beach-
tung der Bestimmungen des EG-Vertrags zu überwinden (34). Ebenso sind die Mitgliedstaaten durch den
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit dazu verpflichtet, der Kommission alle Informationen zur Ver-
fügung zu stellen, anhand deren überprüft werden kann, ob das gewählte Mittel eine geeignete Umset-
zung der Entscheidung gewährleistet (35).

29. Die Unterrichtung der Kommission über die mit der Durchführung einer Rückforderungsentscheidung
verbundenen technischen und rechtlichen Schwierigkeiten entbindet die Mitgliedstaaten jedoch nicht
von ihrer Pflicht, alle sachdienlichen Schritte zu unternehmen, um die Beihilfe von dem betreffenden
Unternehmen zurückzufordern und der Kommission geeignete Modalitäten der Durchführung der Ent-
scheidung vorzuschlagen (36).

3. UMSETZUNG DER RÜCKFORDERUNGSPOLITIK

30. Sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaaten spielen bei der Umsetzung von Rückforderungsent-
scheidungen eine wichtige Rolle und können zur wirksamen Durchsetzung der Rückforderungspolitik
beitragen.

3.1. Rolle der Kommission

31. Mit der Rückforderungsentscheidung der Kommission wird der betreffende Mitgliedstaat zur Rückforde-
rung verpflichtet. Er muss innerhalb einer bestimmten Frist einen bestimmten Beihilfebetrag von einem
oder mehreren Empfängern zurückfordern. Die Erfahrung zeigt, dass die Schnelligkeit, mit der eine
Rückforderungsentscheidung vollzogen wird, von der Klarheit und der Vollständigkeit dieser Entschei-
dung beeinflusst wird. Die Kommission wird sich daher weiterhin darum bemühen sicherzustellen, dass
die zurückzufordernden Beträge, die Rückzahlungsschuldner sowie die Frist für den Vollzug der Rückfor-
derung in den Rückforderungsentscheidungen eindeutig angegeben sind.
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(33) Rechtssache C-404/00, Kommission/Spanien, siehe Fußnote 22.
(34) Rechtssache C-94/87, Kommission/Deutschland, Slg. 1989, 175, Randnr. 9, Rechtssache C-348/93, Kommission/Italien,

siehe Fußnote 14, Randnr. 17.
(35) Mögliche Umsetzungsvorschläge siehe Rechtssache C-209/00, Kommission/Deutschland, Slg. 2002, I-11695.
(36) Rechtssache 94/87, Kommission/Deutschland, siehe Fußnote 34, Randnr. 10.



Bestimmung der Rückzahlungsschuldner

32. Die rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe muss von den Unternehmen
zurückgefordert werden, die den tatsächlichen Nutzen davon hatten (37). Die Kommission wird im Rah-
men des Möglichen auch künftig in ihren Rückforderungsentscheidungen die Namen der Unternehmen
angeben, von denen die Beihilfe zurückzufordern ist. Wenn sich im Verlauf der Durchführung einer sol-
chen Entscheidung zeigt, dass die Beihilfe an andere Unternehmen weitergeleitet worden ist, muss der
betreffende Mitgliedstaat die Rückforderung gegebenenfalls auf weitere Firmen ausdehnen, damit alle
Unternehmen, die den tatsächlichen Nutzen von der Beihilfe hatten, erfasst werden und somit sicherge-
stellt wird, dass die Rückforderungspflicht nicht umgangen wird.

33. Die Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte liefert einige Anhaltspunkte zu den Bedingungen, unter
denen die Rückforderung auf andere Unternehmen als den ursprünglichen Empfänger der rechtswidri-
gen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe ausgeweitet werden muss. Laut EuGH
kann es zu einer Übertragung des unlauteren Vorteils kommen, wenn die Aktiva des ursprünglichen Bei-
hilfeempfängers zu einem unter ihrem Marktwert liegenden Preis an einen Dritten verkauft werden.
Dabei kann es sich zuweilen um ein Nachfolgeunternehmen handeln, das gegründet wurde, um die
Pflicht zur Rückzahlung zu umgehen. Kann die Kommission nachweisen, dass die Aktiva zu einem
unter ihrem Marktwert liegenden Preis verkauft wurden (zumal wenn es sich bei dem Käufer um ein
Nachfolgeunternehmen handelt, das gegründet wurde, um die Rückzahlungspflicht zu umgehen), so
kann die Rückzahlungsanordnung nach Auffassung des EuGH auf diese dritte Partei ausgeweitet wer-
den (38). Eine Umgehung liegt typischerweise dann vor, wenn es für die Übertragung von Aktiva keine
anderen wirtschaftlichen Gründe gibt als den, die Rückzahlungsanordnung unwirksam zu machen (39).

34. Im Hinblick auf die Übertragung von Anteilen eines Unternehmens, das eine rechtswidrige und mit
dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe zurückzahlen muss (Share deals), entschied der
EuGH (40), dass der Verkauf von Anteilen an einem solchen Unternehmen an einen Dritten nicht die
Verpflichtung des Empfängers berührt, die betreffende Beihilfe zurückzuerstatten (41). Hat der Käufer die
Unternehmensanteile nachweislich zum Marktpreis erworben, so kann er nicht als Nutznießer eines
etwaigen Vorteils infolge einer staatlichen Beihilfe angesehen werden (42).

35. Betrifft eine Rückforderungsentscheidung eine Beihilferegelung, so ist die Kommission in der Regel nicht
in der Lage, in der Entscheidung alle Unternehmen zu benennen, die rechtswidrige und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfen erhalten haben. Dies muss zu Beginn der Durchführung der
Entscheidung von dem betroffenen Mitgliedstaat geleistet werden, der die Lage jedes einzelnen betroffe-
nen Unternehmens prüfen muss (43).

Bestimmung des zurückzufordernden Betrags

36. Das Ziel der Rückforderung ist erreicht, „wenn die fraglichen Beihilfen, gegebenenfalls zuzüglich Ver-
zugszinsen, vom Empfänger zurückgezahlt wurden […] oder, mit anderen Worten, von den Unterneh-
men, die den tatsächlichen Nutzen davon hatten […]. Durch diese Rückzahlung verliert nämlich der
Empfänger den Vorteil, den er auf dem Markt gegenüber seinen Konkurrenten besaß, und die Lage vor
der Zahlung der Beihilfe wird wiederhergestellt“ (44).

37. Die Kommission wird in ihren Rückforderungsentscheidungen weiterhin die rechtswidrigen und mit
dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfemaßnahmen, die Gegenstand der Rückforderung sind,
klar benennen. Sofern ihr die erforderlichen Daten vorliegen, wird sie sich auch bemühen, den Rückfor-
derungsbetrag zu bestimmen. Allerdings ist die Kommission weder in der Lage noch rechtlich verpflich-
tet, den genauen Rückforderungsbetrag festzusetzen. Es genügt, dass die Entscheidung der Kommission
Angaben enthält, die es dem Mitgliedstaat ermöglichen, ohne übermäßige Schwierigkeiten diesen Betrag
selbst zu ermitteln (45).
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(37) Rechtssache C-303/88, Italien/Kommission, Slg. 1991, I-1433, Randnr. 57; Rechtssache C-277/00, Deutschland/Kom-
mission („SMI“), Slg. 2004, I-3925, Randnr. 75.

(38) Rechtssache C-277/00, Deutschland/Kommission, siehe Fußnote 37.
(39) Verbundene Rechtssachen C-328/99 und C-399/00, Italien und SIM 2 Multimedia/Kommission. Um Umgehung ging es

beispielsweise auch in der Rechtssache C-415/03, Kommission/Griechenland, siehe Fußnote 9.
(40) Verbundene Rechtssachen C-328/99 und C-399/00, Italien und SIM 2 Multimedia/Kommission. Slg. 2003, I-4035,

Randnr. 83.
(41) Wird ein Unternehmen, das eine von der Kommission als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärte Beihilfe erhal-

ten hat, privatisiert, so kann der Mitgliedstaat eine Haftungsklausel in den Privatisierungsvertrag aufnehmen, um den Käu-
fer des Unternehmens davor zu schützen, dass die ursprüngliche Kommissionsentscheidung zur Genehmigung der Beihilfe
von den Gemeinschaftsgerichten aufgehoben und durch eine Kommissionsentscheidung ersetzt wird, in der die Rückfor-
derung dieser Beihilfe vom Begünstigten angeordnet wird. In einer solchen Klausel könnte eine Anpassung des vom Käufer
für das privatisierte Unternehmen gezahlten Preises vorgesehen werden, damit der neuen Haftungslage im Hinblick auf
Rückforderungen angemessen Rechnung getragen wird.

(42) Rechtssache C-277/00, Deutschland/Kommission, siehe Fußnote 37, Randnr. 80.
(43) Rechtssache C-310/99, Italien/Kommission, Slg. 2002, I-2289, Randnr. 91.
(44) Rechtssache C-277/00, Deutschland/Kommission, siehe Fußnote 37, Randnrn. 74-76.
(45) Rechtssache C-480/98, Spanien/Kommission, Slg. 2000, I-8717, Randnr. 25, und verbundene Rechtssachen C-67/85,

C-68/85 und C-70/85, Kwekerij van der Kooy BVund andere/Kommission, Slg. 1988, 219.



38. Im Falle einer rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilferegelung ist die
Kommission nicht in der Lage, den von den einzelnen Empfängern jeweils zurückzufordernden Beihilfe-
betrag zu bestimmen. Dazu müsste der Mitgliedstaat genau ermitteln, welche Einzelbeihilfen jeweils auf
der Grundlage der betreffenden Regelung gewährt wurden. Die Kommission stellt daher in solchen Fäl-
len in ihrer Rückforderungsentscheidung fest, dass die Mitgliedstaaten alle Beihilfen zurückfordern müs-
sen, außer wenn es sich um Beihilfen für bestimmte Vorhaben handelt, die zum Zeitpunkt der Bewilli-
gung alle Voraussetzungen der einschlägigen Gruppenfreistellungsverordnungen bzw. einer von der
Kommission genehmigten Beihilferegelung erfüllten.

39. Gemäß Artikel 14 Absatz 2 der Verfahrensverordnung umfasst die zurückzufordernde Beihilfe Zinsen,
die nach einem von der Kommission festgelegten angemessenen Satz berechnet werden. Die Zinsen sind
ab dem Zeitpunkt, ab dem die rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger zur Verfügung stand, bis zu ihrer
tatsächlichen Rückzahlung zahlbar (46). In der Durchführungsverordnung ist festgelegt, dass der Zinssatz
bis zur Rückzahlung der Beihilfe nach der Zinseszinsformel berechnet wird.

Frist für die Umsetzung der Rückforderungsentscheidung

40. Früher hatte die Kommission in ihren Rückforderungsentscheidungen einheitlich eine Frist von zwei
Monaten festgesetzt, innerhalb deren der betreffende Mitgliedstaat der Kommission mitteilen musste,
welche Maßnahmen er ergriffen hat, um einer bestimmten Entscheidung nachzukommen. Der Gerichts-
hof erkannte an, dass diese Frist als Frist für die Durchführung der Kommissionsentscheidung anzusehen
ist (47).

41. Der Gerichtshof entschied ferner, dass die Kontakte und Verhandlungen zwischen der Kommission und
dem Mitgliedstaat im Rahmen der Durchführung der Kommissionsentscheidung den Mitgliedstaat nicht
von seiner Verpflichtung entbinden, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Entscheidung
fristgerecht durchzuführen (48).

42. Die Kommission räumt ein, dass die Frist von zwei Monaten für die Durchführung der Kommissionsent-
scheidungen in der Mehrzahl der Fälle zu kurz ist. Daher hat sie beschlossen, die Frist für die Durchfüh-
rung der Kommissionsentscheidungen auf vier Monate zu verlängern. Künftig setzt die Kommission in
ihren Rückforderungsentscheidungen die folgenden zwei Fristen fest:

— eine erste Frist von zwei Monaten nach Inkrafttreten der Entscheidung, innerhalb deren der Mitglied-
staat die Kommission über die beabsichtigten oder ergriffenen Maßnahmen informieren muss;

— eine zweite Frist von vier Monaten nach Inkrafttreten der Entscheidung, innerhalb deren die Kom-
missionsentscheidung durchgeführt werden muss.

43. Ist es einem Mitgliedstaat aufgrund ernster Schwierigkeiten nicht möglich, eine dieser Fristen einzuhal-
ten, so muss er die Kommission davon in Kenntnis setzen und eine angemessene Begründung vorlegen.
Die Kommission kann die Frist sodann im Einklang mit dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit
verlängern (49).

3.2. Rolle der Mitgliedstaaten: Umsetzung der Rückforderungsentscheidungen

3.2.1. Zuständigkeit für die Umsetzung einer Rückforderungsentscheidung

44. Der Mitgliedstaat ist für die Umsetzung der Rückforderungsentscheidung zuständig. Gemäß Artikel 14
Absatz 1 der Verfahrensverordnung muss der betreffende Mitgliedstaat alle notwendigen Maßnahmen
ergreifen, um die Beihilfe vom Empfänger zurückzufordern.

45. In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass der EuGH mehrmals bestätigt hat, dass eine
Kommissionsentscheidung, die an einen Mitgliedstaat gerichtet ist, für alle Organe dieses Staates ein-
schließlich seiner Gerichte verbindlich ist (50). Dies bedeutet, dass alle Organe des Mitgliedstaates, die an
der Umsetzung einer Rückforderungsentscheidung beteiligt sind, alle erforderlichen Maßnahmen ergrei-
fen müssen, um den sofortigen und tatsächlichen Vollzug einer solchen Entscheidung sicherzustellen.
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(46) Siehe in diesem Zusammenhang die Ausnahme in Rechtssache C-480/98, Spanien/Kommission, siehe Fußnote 45,
Randnrn. 36 ff.

(47) Rechtssache C-207/05, Kommission/Italien, Slg. 2006, I-70, Randnrn. 31-36; siehe auch Rechtssache C-378/98, Kom-
mission/Belgien, Slg. 2001, I-5107, Randnr. 28, und Rechtssache C-232/05, Kommission/Frankreich, siehe Fußnote 9.

(48) Rechtssache C-5/86, Kommission/Belgien, Slg. 1987, 1773.
(49) Rechtssache C-207/05, Kommission/Italien, Urteil vom 1. Juni 2006.
(50) Rechtssache 249/85, Albako Margarinefabrik Maria von der Linde GmbH & Co. KG/Bundesanstalt für landwirtschaftliche

Marktordnung, Slg. 1987, 2345.



46. Im Gemeinschaftsrecht ist nicht geregelt, welches Organ eines Mitgliedstaates konkret für die Umsetzung
einer Rückforderungsentscheidung zuständig ist. Dies ist im Recht der einzelnen Mitgliedstaaten festzu-
legen. Die Autoren der Studie weisen darauf hin, dass in allen untersuchten Ländern die Rückforderung
Sache der Behörde ist, die die Beihilfe gewährt hat. Dadurch sind eine Vielzahl gesamtstaatlicher, regio-
naler und örtlicher Behörden an der Rückforderung beteiligt (51). Sie weisen ferner darauf hin, dass
einige Mitgliedstaaten eine gesamtstaatliche Behörde damit beauftragt haben, die Rückforderungen zu
überwachen. Diese Behörde steht in der Regel in ständigem Kontakt zur Kommission. Die Autoren der
Studie kommen zu dem Schluss, dass die Benennung einer solchen zentralen Instanz offensichtlich zu
einer effizienteren Umsetzung der Rückforderungsentscheidungen beiträgt.

3.2.2. Erfüllung der Rückforderungspflicht

47. Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verfahrensverordnung sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Rückfor-
derung unverzüglich einzuleiten. Wie unter Abschnitt 3.1 dargelegt, ist in der Rückforderungsentschei-
dung eine Frist festgelegt, innerhalb deren der betreffende Mitgliedstaat im Einzelnen mitteilen muss,
welche Maßnahmen er zur Durchführung der Entscheidung ergriffen hat bzw. zu ergreifen beabsichtigt.
Insbesondere muss der Mitgliedstaat umfassende Angaben zu folgenden Punkten machen: Namen der
Empfänger der rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfen, betroffene
Beihilfebeträge und Art des einzelstaatlichen Verfahrens zur Rückforderung. Zudem muss der Mitglied-
staat nachweisen, dass er den Empfänger von dessen Pflicht zur Rückerstattung der Beihilfe offiziell in
Kenntnis gesetzt hat.

Best immung des Beih i l feempfängers und des zurückzufordernden Betrags

48. Eine Rückforderungsentscheidung enthält nicht immer vollständige Angaben über die Identität der Bei-
hilfeempfänger bzw. die zurückzufordernden Beträge. In einem solchen Fall muss der Mitgliedstaat
unverzüglich die von der Entscheidung betroffenen Unternehmen benennen und die genauen Beihilfebe-
träge bestimmen, die zurückzufordern sind.

49. Im Falle einer rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilferegelung muss
der Mitgliedstaat jede im Rahmen der betreffenden Regelung gewährte Einzelbeihilfe eingehend prüfen.
Damit der genaue Beihilfebetrag bestimmt werden kann, der von jedem einzelnen Beihilfeempfänger im
Rahmen der Regelung zurückzufordern ist, muss der Mitgliedstaat prüfen, in welchem Umfang die Bei-
hilfe für ein Vorhaben gewährt wurde, das zum Zeitpunkt der Bewilligung alle Voraussetzungen der ein-
schlägigen Gruppenfreistellungsverordnungen bzw. einer von der Kommission genehmigten Beihilferege-
lung erfüllte. In solchen Fällen kann der Mitgliedstaat auch die materiellrechtlichen De-minimis-Kriterien
anwenden, die zum Zeitpunkt der Bewilligung der rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbaren Beihilfe galten, welche Gegenstand der Rückforderungsentscheidung ist.

50. Die einzelstaatlichen Behörden dürfen bei der Bestimmung des zurückzuzahlenden Betrags die Auswir-
kungen des Steuersystems berücksichtigen. Hat der Empfänger einer rechtswidrigen und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe Steuern auf den erhaltenen Beihilfebetrag entrichtet, so kön-
nen die einzelstaatlichen Behörden im Einklang mit den entsprechenden einzelstaatlichen Steuervor-
schriften den entrichteten Steuern Rechnung tragen, indem sie nur den vom Beihilfeempfänger erhalte-
nen Nettobetrag zurückfordern (52). In solchen Fällen müssen die einzelstaatlichen Behörden nach Auf-
fassung der Kommission sicherstellen, dass der Beihilfeempfänger darüber hinaus nicht in den Genuss
einer steuerlichen Entlastung kommt, indem er geltend macht, dass sich sein steuerpflichtiges Einkom-
men durch die Rückzahlung verringert hat, denn dies würde bedeuten, dass der Nettobetrag der Rück-
forderung niedriger wäre als der ursprünglich erhaltene Nettobetrag.

Anwendbares Rückforderungsver fahren

51. Die Autoren der Studie über die Durchsetzung von Rückforderungsentscheidungen zeigen anhand zahl-
reicher Beispiele auf, dass die Rückforderungsverfahren der einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschied-
lich sind. Die Studie macht deutlich, dass selbst in ein und demselben Mitgliedstaat mehrere Verfahren
zur Rückforderung rechtswidriger und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbarer Beihilfen angewandt
werden können. In den meisten Mitgliedstaaten ergibt sich das anwendbare Rückforderungsverfahren
aus der Art der Maßnahme, die der Beihilfengewährung zugrunde liegt. Verwaltungsverfahren scheinen
insgesamt sehr viel effizienter zu sein als zivilrechtliche Verfahren, da entsprechende Verwaltungsakte
sofort vollstreckbar sind bzw. für sofort vollstreckbar erklärt werden können (53).
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(51) Siehe S. 521 der Studie.
(52) Rechtssache T-459/93, Siemens/Kommission, Slg. 1995, II-1675, Randnr. 83. Siehe auch Rechtssache C-148/04,

Unicredito Spa/Agenzia delle Entrate, Ufficio Genova I, Slg. 2005, I-11137, Randnrn. 117-120.
(53) Siehe S. 522 ff der Studie.



52. Das Gemeinschaftsrecht schreibt nicht vor, welches Verfahren der Mitgliedstaat zur Durchführung einer
Rückforderungsentscheidung anwenden sollte. Der Mitgliedstaat darf jedoch nur solche Verfahren wäh-
len und anwenden, die die sofortige und tatsächliche Durchführung der Kommissionsentscheidung
sicherstellen. Dies bedeutet, dass die zuständigen Behörden aus der ganzen Palette von Rückforderungs-
verfahren, die ihr einzelstaatliches Recht vorsieht, das Verfahren auswählen sollten, das am ehesten die
sofortige Durchführung der Entscheidung gewährleistet (54). Dabei sollten sie beschleunigte Verfahren
anwenden, sofern dies nach einzelstaatlichem Recht zulässig ist. Gemäß den Grundsätzen der Gleichwer-
tigkeit und der Effektivität dürfen diese Verfahren im Vergleich zu Verfahren für entsprechende inner-
staatliche Angelegenheiten nicht weniger günstig sein und die Ausübung der durch die Gemeinschafts-
rechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren (55).

53. Generell sollte es den Mitgliedstaaten nicht möglich sein, der Durchführung einer Rückforderungsent-
scheidung der Kommission Hindernisse entgegenzustellen (56). Daher müssen die Behörden der Mitglied-
staaten von allen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften Abstand nehmen, die die sofortige Durchführung
der Kommissionsentscheidung behindern könnten (57).

Zuste l lung und Vol l s t reckung von Rückzahlungsanordnungen

54. Sobald der Beihilfeempfänger, der zurückzufordernde Betrag und das anwendbare Verfahren bestimmt
sind, sind den Empfängern der rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe
binnen der in der Kommissionsentscheidung gesetzten Frist unverzüglich Rückzahlungsanordnungen
zuzustellen. Die für die Durchführung der Rückforderung zuständigen Behörden müssen sicherstellen,
dass diese Rückzahlungsanordnungen vollstreckt werden und dass die Rückzahlung binnen der in der
Kommissionsentscheidung gesetzten Frist abgeschlossen wird. Kommt ein Beihilfeempfänger der Rück-
zahlungsanordnung nicht nach, müssen sich die Mitgliedstaaten um die sofortige Vollstreckung der
Rückzahlungsansprüche nach nationalem Recht bemühen.

3.2.3. Anfechtung vor nationalen Gerichten

55. Die Durchführung von Rückforderungsentscheidungen kann vor nationalen Gerichten angefochten wer-
den. Obwohl die gerichtlichen Gepflogenheiten und die Justizsysteme in den einzelnen Mitgliedstaaten
sehr unterschiedlich sind, lassen sich im Wesentlichen zwei Arten von Klagen im Zusammenhang mit
Rückforderungen unterscheiden: 1. Klagen, die die für die Rückforderung zuständigen Behörden einrei-
chen, damit ein Beihilfeempfänger, der nicht zur Rückzahlung einer rechtswidrigen und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe bereit ist, gerichtlich zur Rückzahlung gezwungen wird,
2. Klagen, mit denen Beihilfeempfänger die Rückzahlungsanordnung anfechten.

56. Die Analyse im Rahmen der Studie belegt, dass sich die Durchführung einer Rückforderungsentschei-
dung um viele Jahre verzögern kann, wenn die einzelstaatlichen Maßnahmen zur Umsetzung der Rück-
forderungsentscheidung vor Gericht angefochten werden. Die Verzögerungen sind noch größer, wenn
die Rückforderungsentscheidung selbst vor den Gemeinschaftsgerichten angefochten wird und wenn
einzelstaatliche Richter aufgefordert werden, die Durchführung nationaler Maßnahmen so lange auszu-
setzen, bis die Gemeinschaftsgerichte über die Gültigkeit der Rückforderungsentscheidung befunden
haben.

57. Der EuGH hat entschieden, dass ein Beihilfeempfänger, der zweifellos eine Rückforderungsentscheidung
der Kommission gemäß Artikel 230 des EG-Vertrags vor einem Gemeinschaftsgericht hätte anfechten
können, die Entscheidung nicht mehr unter Berufung auf ihre Rechtswidrigkeit in Verfahren vor einem
einzelstaatlichen Gericht anfechten kann (58). Daraus ergibt sich, dass ein Beihilfeempfänger, der gemäß
den Artikeln 242 und 243 des EG-Vertrags bei den Gemeinschaftsgerichten den Erlass einer einstweili-
gen Anordnung hätte beantragen können, dies aber unterlassen hat, nicht unter Berufung auf die
Rechtswidrigkeit der Entscheidung die Aussetzung der Maßnahmen beantragen kann, die die einzelstaat-
lichen Behörden zur Umsetzung dieser Entscheidung getroffen haben. Die entsprechende Frage ist den
Gemeinschaftsgerichten vorbehalten (59).
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(54) In diesem Zusammenhang wird in der Studie auf den jüngsten Versuch der deutschen Behörden verwiesen, die Rückforde-
rung im Falle der Kvaerner Warnow Werft durchzusetzen, die die Beihilfe auf der Grundlage eines privatrechtlichen Ver-
trags erhalten hatte. Als der Beihilfeempfänger die Rückzahlung der Beihilfe verweigerte, entschloss sich die zuständige
Behörde, keine zivilrechtliche Klage einzureichen, sondern einen Verwaltungsakt zu erlassen, in dem die sofortige Rück-
zahlung der Beihilfe angeordnet wurde. Zugleich erklärte sie den Akt für sofort vollziehbar. Das Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg stellte fest, dass die zuständige Behörde nicht verpflichtet war, die Beihilfe in der gleichen Weise
zurückzufordern wie sie gewährt worden war, und bestätigte, dass die zuständige Behörde im Interesse der praktischen
Wirksamkeit der Kommissionsentscheidung befugt sein sollte, die Beihilfe durch Verwaltungsakt zurückzufordern. Sollte
diese Rechtsprechung in weiteren Verfahren bestätigt werden, ist davon auszugehen, dass Beihilfen in Deutschland künftig
grundsätzlich auf der Grundlage von Verwaltungsvorschriften zurückgefordert werden.

(55) Rechtssache C-13/01, Safalero, Slg. 2003, I-8679, Randnrn. 49-50.
(56) Rechtssache C-48/71, Kommission/Italien, Slg. 1972, 529.
(57) Rechtssache C-232/05, Kommission/Frankreich, siehe Fußnote 9.
(58) Rechtssache C-188/92, TWD Textilwerke Deggendorf GmbH/Deutschland, siehe Fußnote 10.
(59) Bestätigt in Rechtssache C-232/05, Kommission/Frankreich, siehe Fußnote 9.



58. Ist dagegen nicht offensichtlich, dass eine vom Beihilfeempfänger gegen die angefochtene Entscheidung
erhobene Nichtigkeitsklage zulässig gewesen wäre, hat der Beihilfeempfänger Anspruch auf angemes-
senen rechtlichen Schutz. Sollte der Beihilfeempfänger die Durchführung der Rückforderungsentschei-
dung unter Berufung auf deren Rechtswidrigkeit vor einem einzelstaatlichen Gericht anfechten, so muss
der einzelstaatliche Richter gemäß Artikel 234 des EG-Vertrags beim EuGH ein Vorabentscheidungsersu-
chen betreffend die Gültigkeit dieser Entscheidung stellen (60).

59. Stellt der Beihilfeempfänger in einem solchen Fall unter Berufung auf die angebliche Rechtswidrigkeit
der Rückforderungsentscheidung der Kommission auch einen Antrag auf einstweilige Anordnung im
Hinblick auf die einzelstaatlichen Maßnahmen zur Durchführung dieser Entscheidung, so muss der
einzelstaatliche Richter prüfen, ob der betreffende Fall die Voraussetzungen erfüllt, die der EuGH in den
Rechtssachen Zuckerfabrik (61) und Atlanta (62) festgelegt hat. Gemäß ständiger Rechtsprechung darf ein
nationales Gericht einstweilige Anordnungen nur erlassen:

1. wenn es erhebliche Zweifel an der Gültigkeit der Handlung der Gemeinschaft hat und diese Gültig-
keitsfrage, sofern der Gerichtshof mit ihr noch nicht befasst ist, diesem selbst vorlegt;

2. wenn die Entscheidung dringlich in dem Sinne ist, dass die einstweiligen Anordnungen erforderlich
sind, um zu vermeiden, dass die sie beantragende Partei einen schweren und nicht wiedergutzuma-
chenden Schaden erleidet;

3. wenn es das Interesse der Gemeinschaft angemessen berücksichtigt; und

4. wenn es bei der Prüfung aller dieser Voraussetzungen die Entscheidungen des Gerichtshofes oder des
Gerichts erster Instanz über die Rechtmäßigkeit des Rechtsakts der Gemeinschaft oder einen
Beschluss im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes betreffend gleichartige einstweilige Anordnun-
gen auf Gemeinschaftsebene beachtet (63).

3.2.4. Zahlungsunfähige Beihilfeempfänger

60. Als Vorbemerkung ist es wichtig festzustellen, dass ein Beihilfeempfänger zahlungsfähig ist oder dass
gegen ihn ein Insolvenzverfahren läuft, nach ständiger Rechtsprechung des EuGH nichts an seiner Ver-
pflichtung ändert, die rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe zurückzu-
zahlen (64).

61. In der Mehrheit der Fälle, in denen der Beihilfeempfänger zahlungsunfähig ist, wird es nicht möglich
sein, die rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe in voller Höhe (ein-
schließlich Zinsen) zurückzuerhalten, da das Vermögen des Empfängers nicht ausreichen wird, um alle
Forderungen der Gläubiger zu befriedigen. Daher kann die Lage vor Gewährung der Beihilfe nicht in der
üblichen Weise in vollem Umfang wiederhergestellt werden. Da die Rückforderung letztlich auf die
Beseitigung der Wettbewerbsverzerrung abzielt, hat der EuGH entschieden, dass in solchen Fällen die
Liquidation des begünstigten Unternehmens als annehmbare Option zur Rückzahlung angesehen wer-
den kann (65). Daher kann nach Auffassung der Kommission davon ausgegangen werden, dass eine Ent-
scheidung, mit der ein Mitgliedstaat zur Rückforderung einer rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen
Markt unvereinbaren Beihilfe von einem zahlungsunfähigen Empfänger aufgefordert wird, ordnungsge-
mäß durchgeführt worden ist, wenn die Beihilfe in voller Höhe zurückgezahlt worden ist oder, im Falle
der Rückzahlung eines Teilbetrags, wenn es zur Liquidation des Unternehmens gekommen ist und des-
sen Aktiva zu Marktbedingungen verkauft worden sind.

62. Im Falle der Durchführung von Rückforderungsentscheidungen, die zahlungsunfähige Beihilfeempfänger
betreffen, sind die Behörden der Mitgliedstaaten gehalten sicherzustellen, dass im Rahmen der Insolvenz-
verfahren dem Interesse der Gemeinschaft gebührend Rechnung getragen wird; dies gilt insbesondere im
Hinblick auf die Notwendigkeit, die sofortige Beendigung der Wettbewerbsverzerrung zu gewährleisten,
die durch die Gewährung der rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe
verursacht wurde.
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(60) Rechtssache C-346/03, Atzeni u.a., Slg. 2006, I-1875, Randnr. 30-34.
(61) Verbundene Rechtssachen C-143/88 und C-92/89, Zuckerfabrik Süderdithmarschen A.G. u.a., Slg. 1991, I-415,

Randnrn. 23 ff.
(62) Rechtssache C-465/93, Atlanta Fruchthandelsgesellschaft mbH u.a., Slg. 1995, I-3761, Randnr. 51.
(63) Rechtssache C-465/93, Atlanta Fruchthandelsgesellschaft mbH u.a., siehe Fußnote 61, Randnr. 51.
(64) Rechtssache C-42/93, Spanien/Kommission („Merco“), Slg. 1994, I-4175.
(65) Rechtssache C-52/84, Kommission/Belgien, Slg. 1986, 9.



63. Die Erfahrungen der Kommission zeigen jedoch, dass die bloße Anmeldung von Forderungen nicht in
allen Fällen ausreicht, um die sofortige und tatsächliche Umsetzung der Rückforderungsentscheidungen
der Kommission sicherzustellen. Durch die Anwendung bestimmter einzelstaatlicher Insolvenzvorschrif-
ten kann die Wirkung von Rückforderungsentscheidungen zunichtegemacht werden, indem dem betreff-
enden Unternehmen gestattet wird, trotz unterbliebener vollständiger Rückzahlung seine Betriebstätig-
keit fortzuführen, so dass die Wettbewerbsverzerrung anhält. Ausgehend von ihren Erfahrungen bei der
Rückforderung von Beträgen von zahlungsunfähigen Beihilfeempfängern hält es die Kommission für
notwendig, die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten in den einzelnen Stadien eines Insolvenzverfahrens
festzulegen.

64. Der Mitgliedstaat muss seine Forderungen im Rahmen des Insolvenzverfahrens unverzüglich geltend
machen (66). Gemäß der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs erfolgt die Rückforderung nach
den einzelstaatlichen Insolvenzvorschriften (67). Der geschuldete Betrag wird somit gemäß dem Status
zurückgefordert, der ihm durch das einzelstaatliche Recht zuerkannt wird.

65. In der Vergangenheit hat es Fälle gegeben, in denen sich der Insolvenzverwalter aufgrund der Form der
gewährten rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe (z. B. Beihilfen in
Form von Kapitalzuführungen) geweigert hat, den Rückforderungsanspruch im Rahmen von Insolvenz-
verfahren anzuerkennen. Die Kommission hält dies insbesondere dann für problematisch, wenn die für
die Durchführung der Rückforderungsentscheidung zuständigen Behörden durch diese Weigerung jede
Möglichkeit verlieren sicherzustellen, dass dem Gemeinschaftsinteresse in Insolvenzverfahren gebührend
Rechnung getragen wird. Daher sollte der Mitgliedstaat nach Auffassung der Kommission gegen die Wei-
gerung des Insolvenzverwalters vorgehen, seine Forderungen anzuerkennen (68).

66. Damit die sofortige und tatsächliche Umsetzung der Rückforderungsentscheidung der Kommission
sichergestellt wird, haben die für die Durchführung der Rückforderungsentscheidungen zuständigen
Behörden nach Auffassung der Kommission auch Widerspruch gegen jede Entscheidung des Insolvenz-
verwalters oder des Insolvenzgerichts einzulegen, die die Fortführung der Betriebstätigkeit über die in
der Rückforderungsentscheidung festgelegte Frist hinaus ermöglicht. Bei einem entsprechenden Antrag
sollten auch die einzelstaatlichen Gerichte in vollem Umfang dem Gemeinschaftsinteresse und insbeson-
dere der Notwendigkeit Rechnung tragen sicherzustellen, dass die Kommissionsentscheidung sofort
durchgeführt wird und dass die Wettbewerbsverzerrung infolge der rechtswidrigen und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe schnellstmöglich beseitigt wird. Daher sollten sie nach Auf-
fassung der Kommission die Fortführung der Betriebstätigkeit eines zahlungsunfähigen Beihilfeempfän-
gers ohne vollständige Rückzahlung nicht gestatten.

67. Wird dem Gläubigerausschuss ein Geschäftsplan vorgeschlagen, der die Fortführung der Betriebstätigkeit
des Beihilfeempfängers vorsieht, so dürfen die für die Durchführung der Rückforderungsentscheidung
zuständigen Behörden diesem Plan nur zustimmen, wenn die Beihilfe innerhalb der in der Rückforde-
rungsentscheidung der Kommission gesetzten Frist in voller Höhe zurückgezahlt wird. Der Mitgliedstaat
darf insbesondere weder auf einen Teil seines Rückforderungsanspruchs verzichten, noch eine andere
Lösung akzeptieren, die nicht die sofortige Einstellung der Betriebstätigkeit des Beihilfeempfängers zur
Folge hätte. Ohne die sofortige und vollständige Rückzahlung der rechtswidrigen und mit dem Gemein-
samen Markt unvereinbaren Beihilfe sind die für die Durchführung der Rückforderungsentscheidung
zuständigen Behörden gehalten, die Annahme eines Fortführungsplans mit allen ihnen zur Verfügung
stehenden Mitteln zu verhindern und auf die Einstellung der Betriebstätigkeit des Empfängers innerhalb
der in der Rückforderungsentscheidung gesetzten Frist zu drängen.

68. Solange die Beihilfe nicht in voller Höhe zurückgezahlt worden ist, hat der Mitgliedstaat im Falle einer
Liquidation jede Übertragung von Aktiva abzulehnen, die nicht unter Marktbedingungen und/oder in
einer solchen Art und Weise erfolgt, dass die Rückforderungsentscheidung umgangen wird. Damit es zu
einer „ordnungsgemäßen Übertragung von Aktiva“ kommt, muss der Mitgliedstaat sicherstellen, dass der
durch die Beihilfe bewirkte unlautere Vorteil nicht auf den Erwerber der Aktiva übertragen wird. Dazu
kann es kommen, wenn die Aktiva des ursprünglichen Beihilfeempfängers zu einem unter ihrem Markt-
wert liegenden Preis an einen Dritten verkauft oder auf ein Nachfolgeunternehmen übertragen werden,
das gegründet wird, um die Rückzahlungsanordnung zu umgehen. In einem solchen Fall muss der
Adressatenkreis der Rückzahlungsanordnung auf diesen Dritten ausgeweitet werden (69).
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(66) Rechtssache C-142/87, Kommission/Belgien, Slg. 1990, I-959, Randnr. 62.
(67) Rechtssache C-142/87, ib., Rechtssache C-499/99, Kommission/Spanien („Magefesa“), Slg. 2002, I-603, Randnrn. 28-44.
(68) Siehe diesbezüglich das Urteil der Kammer für Handelssachen des Landgerichts Amberg vom 23. Juli 2001 über die Bei-

hilfe, die Deutschland der „NeuenMaxhütte Stahlwerke GmbH“ gewährt hat (Entscheidung 96/178/EGKS der Kommission
(ABl. L 53 vom 2.3.1996, S. 41)). In diesem Fall hob das deutsche Gericht den Beschluss des Insolvenzverwalters auf, eine
Rückzahlungsforderung für eine rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe in Form einer
Kapitalzuführung nicht anzuerkennen, da letzteres die Durchführung der Rückforderungsentscheidung unmöglich
gemacht hätte.

(69) Rechtssache C-277/00, Deutschland/Kommission, siehe Fußnote 37.



4. KONSEQUENZEN BEI NICHT-DURCHFÜHRUNG VON RÜCKFORDERUNGSENTSCHEIDUNGEN DER
KOMMISSION

69. Es wird davon ausgegangen, dass ein Mitgliedstaat einer Rückforderungsentscheidung nachgekommen
ist, wenn die Beihilfe fristgerecht in voller Höhe zurückgezahlt worden ist bzw. — im Falle eines zah-
lungsunfähigen Beihilfeempfängers — wenn es zu einer Liquidation des Unternehmens unter Marktbe-
dingungen gekommen ist.

70. Die Kommission kann in begründeten Fällen eine vorläufige Umsetzung der Entscheidung akzeptieren,
wenn diese vor den nationalen Gerichten oder den Gemeinschaftsgerichten angefochten wird (z.B. Ein-
zahlung des vollen Betrags der rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe
auf ein Sperrkonto (70)). Der Mitgliedstaat muss sicherstellen, dass das Unternehmen den mit der rechts-
widrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe verbundenen Vorteil nicht länger
genießt (71). Der Mitgliedstaat sollte der Kommission eine Begründung für solche vorläufigen Maßnah-
men sowie eine umfassende Beschreibung dieser Maßnahmen zur Annahme vorlegen.

71. Kommt der betreffende Mitgliedstaat der Rückforderungsentscheidung nicht nach oder kann er die abso-
lute Unmöglichkeit der Rückforderung nicht nachweisen, so kann die Kommission ein Vertragsverlet-
zungsverfahren einleiten. Sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind, kann sie den Mitgliedstaat
zudem gemäß dem Deggendorf-Grundsatz auffordern, die Zahlung neuer, mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbarer Beihilfen an den oder die betreffenden Beihilfeempfänger auszusetzen.

4.1. Vertragsverletzungsverfahren

— Klagen nach Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags

72. Kommt ein Mitgliedstaat einer Rückforderungsentscheidung nicht fristgerecht nach und kann er die
absolute Unmöglichkeit der Rückforderung nicht nachweisen, so kann die Kommission (wie in der Ver-
gangenheit bereits geschehen) bzw. jeder der betroffenen Staaten gemäß Artikel 88 Absatz 2 des
EG-Vertrags den EuGH unmittelbar anrufen. Die Kommission kann sodann gleichermaßen Argumente
im Hinblick auf das Verhalten der Exekutive, der Legislative oder aber der Judikative des betreffenden
Mitgliedstaates vorbringen, da der Staat als Einheit betrachtet wird (72).

— Klagen nach Artikel 228 Absatz 2 des EG-Vertrags

73. Verurteilt der EuGH den Mitgliedstaat wegen Nicht-Befolgung einer Kommissionsentscheidung und ist
die Kommission der Ansicht, dass der Mitgliedstaat dem EuGH-Urteil nicht nachgekommen ist, kann die
Kommission die Angelegenheit gemäß Artikel 228 Absatz 2 des EG-Vertrags weiterbetreiben. Nachdem
sie dem Mitgliedstaat Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat, gibt sie eine mit Gründen versehene Stel-
lungnahme ab, in der sie aufführt, in welchen Punkten der betreffende Mitgliedstaat dem Urteil des
EuGH nicht nachgekommen ist.

74. Trifft der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des EuGH ergeben, nicht
innerhalb der in der mit Gründen versehenen Stellungnahme gesetzten Frist, so kann die Kommission
gemäß Artikel 228 Absatz 2 des EG-Vertrags den EuGH erneut mit dem Antrag anrufen, den betreffen-
den Mitgliedstaat mit einem Zwangsgeld zu belegen. Dieses Zwangsgeld wird im Einklang mit der Mittei-
lung der Kommission zur Anwendung von Artikel 228 des EG-Vertrags (73) verhängt und unter Zugrun-
delegung der folgenden drei Kriterien berechnet: Schwere des Verstoßes, Dauer des Verstoßes und erfor-
derliche Abschreckungswirkung, um einen erneuten Verstoß zu verhindern. Nach derselben Mitteilung
wird die Kommission auch die Zahlung eines Pauschalbetrags beantragen, um die Fortsetzung des Versto-
ßes zwischen dem ersten Urteil, in dem die Verletzung der einschlägigen Vorschriften festgestellt wurde,
und dem Urteil nach Artikel 228 des EG-Vertrags zu sanktionieren. Da sich die Wettbewerbsverzerrung
infolge der rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe durch die
Nicht-Befolgung der Rückforderungsentscheidung der Kommission verlängert, wird die Kommission
nicht zögern, von der vorgenannten Möglichkeit Gebrauch zu machen, damit die Einhaltung der Beihil-
fevorschriften sichergestellt wird.
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(70) Die Einzahlung des Gesamtbetrags der Beihilfe einschließlich der Zinsen auf ein Sperrkonto kann auf der Grundlage eines
Vertrags zwischen der Bank und dem Beihilfeempfänger erfolgen, in dem vereinbart wird, dass der Betrag nach Beilegung
des Rechtsstreits an die eine oder die andere betroffene Partei ausgezahlt wird.

(71) Anders als die Verwendung eines Sperrkontos kann eine Bankbürgschaft nicht als angemessene vorläufige Maßnahme
angesehen werden, da der Beihilfeempfänger weiter über den Gesamtbetrag der Beihilfe verfügen kann.

(72) Rechtssache C-224/01, Köbler, Slg. 2003, I-10239, Randnrn. 31-33; Rechtssache C-173/03, Traghetti del Mediterraneo,
Slg. 2003, I-5177, Randnrn. 30-33.

(73) Mitteilung der Kommission zur Anwendung von Artikel 228 des EG-Vertrags — SEK(2005) 1658 (ABl. C 126 vom
7.6.2007, S. 15).



4.2. Anwendung der Deggendorf-Rechtsprechung

75. In der Rechtssache Deggendorf stellte das Gericht erster Instanz Folgendes fest: „Die Kommission muss,
wenn sie die Vereinbarkeit einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt prüft, alle einschlägi-
gen Umstände gegebenenfalls einschließlich des bereits in einer früheren Entscheidung beurteilten
Zusammenhangs sowie die Verpflichtungen, die einem Mitgliedstaat durch diese vorhergehende Ent-
scheidung auferlegt wurden, prüfen. Folglich durfte die Kommission bei ihrer Entscheidung zum einen
die mögliche kumulierende Wirkung der [alten] Beihilfen […] und der neuen Beihilfen […] und zum
anderen den Umstand berücksichtigen, dass die [alten] für rechtswidrig erklärten Beihilfen […] nicht
zurückgezahlt worden waren“ (74). In Anwendung dieses Urteils darf die Kommission zur Verhinderung
von Wettbewerbsverzerrungen, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufen, einen Mitgliedstaat ver-
pflichten, die Zahlung einer neuen, mit dem Gemeinsamen Markt vereinbaren Beihilfe an ein Unterneh-
men, das eine rechtswidrige, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe erhalten hat, die
Gegenstand einer früheren Rückforderungsentscheidung ist, so lange auszusetzen, bis sich der Mitglied-
staat davon überzeugt hat, dass das betreffende Unternehmen die alte rechtswidrige und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfe zurückgezahlt hat.

76. Die Kommission hat diesen so genannten Deggendorf-Grundsatz seit einigen Jahren in systematischerer
Form angewandt. In der Praxis bedeutet dies, dass die Kommission im Verlauf der vorläufigen Prüfung
einer neuen Beihilfemaßnahme den Mitgliedstaat auffordert, sich dazu zu verpflichten, die Zahlung
neuer Beihilfen an einen Empfänger auszusetzen, der eine rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen
Markt unvereinbare Beihilfe, die Gegenstand einer früheren Rückforderungsentscheidung ist, noch nicht
zurückgezahlt hat. Geht der Mitgliedstaat keine solche Verpflichtung ein oder kann die Kommission auf-
grund des Fehlens klarer Angaben über die betreffenden Beihilfemaßnahmen (75) die Gesamtwirkung der
alten und der neuen Beihilfe auf den Wettbewerb nicht prüfen, so kann die Kommission gemäß Artikel 7
Absatz 4 der Verfahrensverordnung eine endgültige Entscheidung mit Auflagen erlassen, in der der
betreffende Mitgliedstaat verpflichtet wird, die Auszahlung der neuen Beihilfe so lange auszusetzen, bis
er sicher ist, dass der Empfänger die alte, rechtswidrige und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare
Beihilfe einschließlich der fälligen Zinsen zurückgezahlt hat.

77. Der Deggendorf-Grundsatz wurde in der Zwischenzeit in die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten (76) und in die
jüngste Gruppenfreistellungsverordnung (77) aufgenommen. Die Kommission beabsichtigt, diesen Grund-
satz in alle künftigen Beihilfevorschriften und -entscheidungen aufzunehmen.

78. In diesem Zusammenhang begrüßt die Kommission die Initiative Italiens, eine „Deggendorf“-Bestim-
mung in seine „Legge Finanziaria 2007“ (Haushaltsgesetz 2007) aufzunehmen, der zufolge die Empfän-
ger neuer staatlicher Beihilfen erklären müssen, dass sie nicht in den Genuss rechtswidriger oder mit
dem Gemeinsamen Markt unvereinbarer staatlicher Beihilfen kommen (78).

5. SCHLUSSFOLGERUNG

79. Der freie, unverzerrte Wettbewerb zählt zu den Eckpfeilern der Europäischen Gemeinschaft. Das Beihil-
fenrecht ist als Bestandteil der europäischen Wettbewerbspolitik von entscheidender Bedeutung, um zu
gewährleisten, dass der Binnenmarkt in Europa in sämtlichen Wirtschaftssektoren gleiche Rahmenbedin-
gungen für alle bietet. Bei der Erfüllung dieser zentralen Rolle sind Kommission und Mitgliedstaaten
gemeinsam dafür verantwortlich sicherzustellen, dass die Vorschriften über staatliche Beihilfen und ins-
besondere Rückforderungsentscheidungen ordnungsgemäß umgesetzt werden.

80. Mit dieser Bekanntmachung möchte die Kommission auf die von den Gemeinschaftsgerichten herausge-
arbeiteten Grundsätze der Rückforderungspolitik aufmerksam machen und die Praxis der Kommission
im Bereich der Rückforderung erläutern. Die Kommission verpflichtet sich zur Einhaltung dieser Grund-
sätze und fordert die Mitgliedstaaten zur Rücksprache auf, wenn sie bei der Durchführung von Rückfor-
derungsentscheidungen auf Probleme stoßen. Die Kommissionsdienststellen stehen den Mitgliedstaaten
bei Bedarf für ergänzende Auskünfte und Unterstützung zur Verfügung.
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(74) Verbundene Rechtssachen T-244/93 und T-486/93, TWDDeggendorf/Kommission, Slg. 1995, II-2265, Randnr. 56.
(75) Dies ist beispielsweise bei rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilferegelungen der Fall, bei

denen die Kommission die Beihilfebeträge und -empfänger nicht kennt.
(76) ABl. C 244 vom 1.10.2004, S. 2, Ziffer 23.
(77) Verordnung (EG) Nr. 1628/2006 der Kommission vom 24. Oktober 2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 88

des EG-Vertrags auf regionale Investitionsbeihilfen der Mitgliedstaaten (ABl. L 302 vom 1.11.2006, S. 29).
(78) Legge 27 dicembre 2006, n. 296, § 1223.



81. Im Gegenzug erwartet die Kommission, dass auch die Mitgliedstaaten die Grundsätze der Rückforde-
rungspolitik einhalten. Nur durch die gemeinsamen Bemühungen von Kommission und Mitgliedstaaten
kann sichergestellt werden, dass die Beihilfevorschriften erfolgreich umgesetzt werden und, wie
angestrebt, die Aufrechterhaltung eines unverzerrten Wettbewerbs im Binnenmarkt ermöglichen.
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Stellungnahme des Beratenden Auschusses für Kartell- und Monopolfragen aus der 416. Sitzung
vom 18. September 2006 zum Entscheidungsentwurf in der Sache COMP/C2/38.681 — Die

erweiterte Vereinbarung von Cannes

(2007/C 272/06)

1. Der Beratende Ausschuss teilt die Ansicht der Kommission, dass Klausel 9(a) der erweiterten Vereinba-
rung von Cannes die Wirkung haben kann, dass eine Verwertungsgesellschaft, die eine Vereinbarung über
die zentrale Lizenzvergabe mit einer Plattenfirma abschließt, daran gehindert wird Rabatte zu gewähren
und daher eine indirekte Preisabsprache vorliegt.

2. Der Beratende Ausschuss teilt ferner den Standpunkt der Kommission, dass Klausel 7(a)(i) der erweiterten
Vereinbarung von Cannes den Zweck verfolgt und die Wirkung haben kann, die gegenwärtige Markt-
struktur einzufrieren und jeglichen potentiellen Wettbewerb durch Verwertungsgesellschaften gegenüber
Musikverlagen und/oder Plattenfirmen zu verhindern.

3. Der Beratende Ausschuss ist wie die Kommission der Ansicht, dass die Verpflichtungszusagen ausreichend
sind, um die Bedenken der Kommission hinsichtlich der Vereinbarkeit der Klauseln mit Artikel 81 des
EG-Vertrags und Artikel 53 des EWR-Abkommens auszuräumen.

4. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Kommission darin überein, dass das Verfahren in dieser Sache
durch eine Entscheidung gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 beendet wird, wel-
che die Verpflichtungszusagen für die Vertragsparteien der erweiternden Vereinbarung von Cannes für
bindend erklärt.

5. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Kommission darin überein, dass, unbeschadet Artikel 9 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 1/2003, für ein Tätigwerden der Kommission im Hinblick auf die angebotenen
Verpflichtungszusagen, die vorläufige Beurteilung und die Stellungnahmen interessierter Dritter kein
Anlass mehr besteht.

6. Der Beratende Ausschuss empfiehlt die Veröffentlichung seiner Stellungnahme im Amtsblatt der
Europäischen Union.
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Abschlussbericht des Anhörungsbeauftragten in der Sache COMP/C2/38.681 — Die erweiterte
Vereinbarung von Cannes

(aufgrund den Artikeln 15 und 16 des Beschlusses 2001/462/EG, EGKS der Kommission vom 23. Mai 2001 über
das Mandat von Anhörungsbeauftragten in bestimmten Wettbewerbsverfahren — ABl. L 162 vom

19.6.2001, S. 21)

(2007/C 272/07)

Der der Kommission aufgrund von Artikel 9 der Ratsverordnung (EG) Nr. 1/2003 vorgelegte Entscheidungs-
entwurf ist an die fünf großen multinationalen Musikverleger und dreizehn Verwertungsgesellschaften
gerichtet, die zwecks Regelung der Verwaltung des so genannten mechanischen Copyrights die „erweiterte
Vereinbarung von Cannes“ geschlossen haben.

Am 27. Februar 2003 hat die Plattenfirma Universal Music BV in ihrer an die Europäische Kommission
gerichteten Beschwerde auf einen ihrer Auffassung nach bestehenden Widerspruch zwischen bestimmten
Klauseln der Vereinbarung und dem Artikel 81 EG-V verwiesen. Die erweiterte Vereinbarung von Cannes
wurde am 1. Juli 2003 nach dem Verfahren der Verordnung Nr. 17/62 bei der Kommission angemeldet. Am
1. Mai 2004 wurde das Anmeldeverfahren aufgrund des Inkrafttretens der Verordnung (EG) Nr. 1/2003
ausgesetzt.

Am 23. Januar 2006 stellte die Kommission den dreizehn in Rede stehenden Verwertungsgesellschaften und
den fünf großen multinationalen Musikverlegern — Parteien der erweiterten Vereinbarung von Cannes —

ihre einstweilige Bewertung zu. In dieser einstweiligen Bewertung äußert die Kommission die Ansicht, dass
zwei Klauseln der erweiterten Vereinbarung von Cannes — die Klausel 9(a) — Festlegung der Voraussetzun-
gen, die es einer Verwertungsgesellschaft gestatten, einer Plattengesellschaft Rabatte und andere Formen von
Preisnachlässen zu gewähren — und die Klausel 7(a)(i) — Einschränkung der Möglichkeit einer Verwertungs-
gesellschaft, gewerbsmäßige Veröffentlichungen vorzunehmen bzw. Platten herzustellen — zu Bedenken
Anlass geben, da Zweifel hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit Artikel 81 EG-V und Artikel 53 EWA-A
bestehen.

Im Verlaufe erster Gespräche haben die Parteien auf die von der Kommission geäußerten Bedenken hin Ver-
pflichtungsangebote unterbreitet. Am 23. Mai 2006 erschien im Amtsblatt der Europäischen Union ein Ver-
merk nach Artikel 27 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003, um die Reaktionen des Markts auf die Ver-
pflichtungsangebote zu testen. In dem Vermerk wurden interessierte Dritte aufgefordert, innerhalb eines
Monats nach Veröffentlichung zu den Verpflichtungsangeboten Stellung zu nehmen. Daraufhin zog die
Universal International Music BV am 5. Juli 2006 ihre Beschwerde zurück.

Aufgrund der Verpflichtungsangebote und des Ergebnisses des Markttests sind die zuständigen Kommissions-
dienststellen zu der Auffassung gelangt, dass für ein Tätigwerden der Kommission kein weiterer Anlass
besteht und dass unbeschadet des Artikels 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 das Verfahren in der
in Rede stehenden Sache einzustellen ist.

Weder vonseiten der Parteien noch vonseiten Dritter wurden mir Fragen oder Anträge vorgelegt. Die Parteien
haben in aller Form erklärt, dass ihnen in hinreichendem Maße Informationen zugänglich gemacht wurden,
die sie für erforderlich hielten, um in Entsprechung zu den von der Kommission geäußerten Bedenken Ver-
pflichtungsangebote vorlegen zu können. In Anbetracht obiger Darlegungen bedarf es in der Sache keiner in
weitere Einzelheiten gehender Erläuterungen im Zusammenhang mit dem Recht auf Anhörung.

Brüssel, den 18. September 2006

Serge DURANDE
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DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSRAUM BETREFFENDE INFORMATIONEN

EFTA-GERICHTSHOF

Ersuchen des Héraðsdómur Reykjavíkur um ein Gutachten des EFTA-Gerichtshofs vom 19. März
2007 in der Sache Jón Gunnar Þorkelsson/Gildi-lífeyrissjóður (Pensionsfonds Gildi)

(Rechtssache E-4/07)

(2007/C 272/08)

Mit Schreiben an den EFTA-Gerichtshof vom 19. März 2007 wurde von Héraðsdómur Reykjavíkur (Bezirks-
gericht Reykjavik) ein Ersuchen vorgebracht, das bei der Gerichtskanzlei am 26. März 2007 eingegangen ist,
und in dem um ein Gutachten im Falle Jón Gunnar Þorkelsson/Gildi-lífeyrissjóður (Pensionsfonds Gildi) zu
folgenden Fragen gebeten wurde:

1. Erstreckt sich der Begriff der „Sozialversicherung“ im Sinne des EWR-Abkommens und insbesondere des
Artikels 29 sowie der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft
zu- und abwandern, auf den Anspruch auf Leistungen für Arbeitsunfähigkeit, wie sie in Pensionsfondsre-
gelungen wie derjenigen Islands festgelegt sind?

2. Ungeachtet der Antwort auf Frage 1 fragt das Bezirksgericht ferner, ob die Bestimmungen des EWR-Ab-
kommens über die Arbeitnehmerfreizügigkeit und insbesondere Artikel 28 und 29 in dem Sinne ausge-
legt werden können, dass eine Regel in der Satzung des Isländischen Pensionsfondsverbandes, wonach ein
bestimmter Anspruch (das Recht auf die Projektion von Ansprüchen) an die Bedingung geknüpft wird,
dass die betroffene Person in mindestens 6 der 12 einem Unfall vorausgehenden Monate Beiträge an
einen isländischen Pensionsfonds entrichtet hat, der Vertragspartner der Vereinbarung über die Beziehun-
gen zwischen den Pensionsfonds ist, mit dem EWR-Abkommen vereinbar ist, wenn die betreffende Per-
son diese Voraussetzung deswegen nicht erfüllt, weil er sich in einen anderen EWR-Staat begeben hat, um
eine seiner bisherigen Tätigkeit vergleichbare Beschäftigung zu suchen, und Beiträge in einen Pensions-
fonds dieses Staates entrichtet hat?

3. Ist die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und
abwandern, so auszulegen, dass Arbeitnehmer ihre Unfallversicherungsansprüche in dem Land geltend
machen müssen, in dem sie bei Eintritt des Schadens wohnten und Anspruch auf Leistungen der Sozial-
versicherung hatten?

15.11.2007C 272/20 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



V

(Bekanntmachungen)

VERWALTUNGSVERFAHREN

KOMMISSION

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen der Europäischen Aufsichtsbehörde für das
GNSS im Rahmen des Arbeitsprogramms des spezifischen Programms „Zusammenarbeit“ des

7. EG-Rahmenprogramms für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration

(2007/C 272/09)

Hiermit wird bekanntgegeben, dass die Europäische Aufsichtsbehörde für das GNSS zur Einreichung von
Vorschlägen im Rahmen des Arbeitsprogramms des spezifischen Programms „Zusammenarbeit“ des 7. Rah-
menprogramms der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstra-
tion (2007-2013) auffordert.

Für die folgende Aufforderung werden Vorschläge erbeten:

Spezifisches Programm „Zusammenarbeit“:
— Thema: Verkehr (einschließlich Luftfahrt)

Teilbereich: Unterstützung des europäischen globalen Satellitennavigationssystems (Galileo) und EGNOS

Kennnummer: FP7-GALILEO-2007-GSA-1

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen entspricht dem Arbeitsprogramm, das die
Kommission mit Beschluss C(2007) 2460 vom 11. Juni 2007 verabschiedet hat.

Einzelheiten zu dem für die Aufforderung vorgesehenen Budget und zu den Fristen und Modalitäten sowie
das Arbeitsprogramm, die Beschreibung der Aufgaben und der Leitfaden für Antragsteller sind auf den
CORDIS-Internetseiten abrufbar:

http://cordis.europa.eu/fp7/calls/
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VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4946 — Goldman Sachs/Sintonia SpA/Sintonia)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 272/10)

1. Am 29. Oktober 2007 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsich-
tigt: Die Unternehmen Goldman Sachs Group, Inc. („Goldman Sachs“, USA) und Sintonia SpA („Sintonia
SpA“, Italien), die der Benetton-Gruppe angehören, erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b
der Verordnung die gemeinsame Kontrolle bei dem Unternehmen Sintonia SA („Sintonia“, Italien) durch
Erwerb von Anteilen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Goldman Sachs: Investmentbanking, Wertpapier- und Investmentmanagement und weltweite Erbringung
einer Vielzahl von Bank-, Wertpapier- und Investitionsdienstleistungen;

— Sintonia: Holdinggesellschaft der Benetton-Gruppe mit Beteiligungen an Unternehmen, die im Infrastruk-
tursektor tätig sind.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält
sie sich allerdings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behand-
lung bestimmter Zusammenschlüsse nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) ist anzumerken,
dass dieser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage
kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stel-
lung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per
Post, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.4946 — Goldman Sachs/Sintonia SpA/Sintonia, an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4883 — PetroFina/Galactic/Futerro JV)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 272/11)

1. Am 9. November 2007 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens nach Artikel 4 und
infolge einer Verweisung nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der
Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen PetroFina S.A./N.V.
(„PetroFina“, Belgien), das der Total-Gruppe angehört, („Total“, Frankreich) und das Unternehmen Galactic
S.A./N.V., das letztlich von der Finasucre S.A. („Finasucre“, Belgien) und der Frederic van Gansberghe
S.A./N.V. („FVG“, Belgien) kontrolliert wird, erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der
genannten Verordnung durch den Erwerb von Aktien die gemeinsame Kontrolle über das neu gegründete
Gemeinschaftsunternehmen Futerro S.A./N.V. („Futerro“, Belgien).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— PetroFina: Herstellung und Vertrieb von Basischemikalien und von Massenpolymeren;

— Total: vertikal integriertes Energie- und Chemieunternehmen;

— Galactic: Herstellung und Vertrieb von Milchsäure und ihren Salzen und Estern (Laktate);

— Finasucre: Herstellung und Vertrieb von Rohr- und Rübenzucker sowie von Karamell und Spezialitäten;

— FVG: Beratungs- und Managementdienste.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält
sie sich allerdings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behand-
lung bestimmter Zusammenschlüsse nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) ist anzumerken,
dass dieser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage
kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stel-
lung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per
Post unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.4883 — PetroFina/Galactic/Futerro JV an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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HINWEIS

Am 15. November 2007 wird im Amtsblatt der Europäischen Union C 272 A der „Gemeinsame Sortenkatalog
für landwirtschaftliche Pflanzenarten — 7. Ergänzung zur 25. Gesamtausgabe“ erscheinen.

Die Abonnenten des Amtsblatts erhalten unentgeltlich die der Zahl und der/den Sprachfassung(en) ihrer
Abonnements entsprechenden Exemplare. Sie werden gebeten, den unten stehenden Bestellschein ordnungs-
gemäß ausgefüllt und mit ihrer „Matrikelnummer“ (dem Code, der links auf jedem Etikett erscheint und mit
O/… beginnt) versehen zurückzusenden. Die kostenlose Bereitstellung des Amtsblatts wird während eines
Jahres ab dem jeweiligen Erscheinungsdatum gewährleistet.

Nichtabonnenten können dieses Amtsblatt kostenpflichtig bei einem unserer Vertriebsbüros beziehen
(http://publications.europa.eu/others/sales_agents_de.html).

Das Amtsblatt kann ebenso wie sämtliche anderen Amtsblätter (L, C, C A, C E) kostenlos über die
Internet-Site http://eur-lex.europa.eu abgefragt werden.
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